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Aus den Verhandlungen des Regierungsrates

Personalbestand der Schaffhauser Polizei soll erhéht werden

Die Sicherheits- und die Kriminalpolizei werden verstéarkt. Der Regierungsrat hat eine entspre-
chende Vorlage zur Erhdhung des Personalbestandes der Schaffhauser Polizei um 12 Stellen
zuhanden des Kantonsrates verabschiedet. Die Erhéhung soll aufgrund der Vorlaufzeit fur die
Rekrutierung und Ausbildung frihestens ab Herbst 2007 realisiert werden. Mit der Vorlage
werden die Voraussetzungen fir eine schrittweise Erhéhung des Personalbestandes in klar
definierten Aufgabenbereichen der Schaffhauser Polizei geschaffen.

Trotz der vollumfanglichen Ausschopfung der Synergien aus der Polizeizusammenlegung
reicht der aktuell festgelegte Hochstbestand der Schaffhauser Polizei von 168,3 Stellen nicht
aus, um die gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben zeitgerecht zu erfiillen. Der Personal-
bestand der Schaffhauser Polizei betrug am 1. August 2004 164 Vollzeitpensen (Korpsange-
horige und Zivilangestellte). Obwohl verschiedene Optimierungen der Strukturen und der Ar-
beitsprozesse vorgenommen wurden, konnten die anfallenden Aufgaben in den letzten Jahren
nur mit erheblichen Uberstunden und nicht bezogenen Ruhetagen der Polizeibeamtinnen und -
beamten bewaéltigt werden. Der Kanton Schaffhausen weist insbesondere im Vergleich zu an-
deren Grenzkantonen eine klar unterdurchschnittliche Polizeidichte auf. Im Kanton Schaffhau-
sen steht fur 502 Einwohner ein Polizeibeamter zur Verfiigung, in den anderen Grenzkantonen
betragt das Verhaltnis durchschnittlich 427 Einwohner/Polizist. Die Hauptgrinde fur die Unter-
dotierung der Schaffhauser Polizei liegen vor allem in der erheblichen Zunahme der Ge-
schéftslast, der zunehmenden Komplexitat der Falle, dem Wechsel auf den Patrouillendienst
mit zwei Beamten sowie der gesellschaftlichen Realitdten mit erheblicher Zunahme der Ge-
waltdelikte.

Konkret ist der Bereitschaftsdienst fur die Sicherstellung der polizeilichen Grundversorgung zu
verstarken. Es sind die Patrouillentatigkeit und die Praventionsarbeit in den Quartieren der
Stadt Schaffhausen und von Neuhausen am Rheinfall sowie in den landlichen Regionen aus-
zuweiten. Dies lasst sich mit einer zusatzlichen Zweier-Patrouille wahrend 24 Tagen an sieben
Tagen realisieren. Dafir werden zehn zuséatzliche Stellen benétigt. Ebenso zwingend ist die
Verstarkung des Quartierdienstes in der Stadt Schaffhausen, damit der Kontakt mit der Bevol-
kerung sowie die Prasenz insbesondere in den Quartieren der Stadt Schaffhausen wieder auf
das notwendige Mass erhoht werden kann. Daflr waren zwar grundsétzlich zwei zusatzliche
Stellen nétig, doch wird aufgrund der finanzpolitischen Prioritatensetzung dieser Dienst vorerst
nur mit einer Stelle erganzt. Auch die Verstarkung der Kriminalpolizei ist aufgrund der Krimina-
litatsentwicklung, der gestiegenen Komplexitdt und des erheblich gestiegenen Aufwandes im
Zusammenhang mit umfangreichen und aufwandigen Ermittlungsverfahren unabdingbar. Da-
bei ist der Fahndungs- und Ermittlungsdienst um drei Stellen und die Gruppe "Betaubungsmit-
teldelikte” um eine Stelle zu verstarken. Mit der massvollen Personalerhhung kénnen aus
Sicht des Regierungsrates zumindest die Licken bei der polizeilichen Grundversorgung sowie
teilweise bei der Kriminalpolizei auf vertretbare Weise geschlossen bzw. entscharft werden.



Fur den Betrieb des Schwerverkehrskontrollzentrums in Schaffhausen wird in Zukunft zusatzli-
ches Personal bei der Verkehrspolizei benttigt. Diese Stellen werden vollstandig vom Bund fi-
nanziert. Die fur die Schwerverkehrskontrollen eingesetzten und vom Bund finanzierten Poli-
zeibeamtinnen und -beamten sollen dementsprechend nicht unter die Héchstbestandesrege-
lung fur die Schaffhauser Polizei fallen. Dies gilt auch fur die bereits heute bei den mobilen
Schwerverkehrskontrollen eingesetzten und vom Bund finanzierten drei Stellen. Aus diesem
Grund kdnnen diese drei Stellen bei der Erhéhung des Personalbestandes mitberticksichtigt
bzw. in Abzug gebracht werden.

Anderung der Landwirtschaftsverordnung

Entscheide Uber die Ausrichtung sowie die Kirzung und Verweigerung von Direktzahlungen in
der Landwirtschaft werden neu vom Landwirtschaftsamt und nicht mehr vom Volkswirtschafts-
departement gefallt. Der Regierungsrat hat eine entsprechende Anderung der Landwirt-
schaftsverordnung beschlossen. Die neue Kantonsverfassung sieht diese Mdglichkeit der
Kompetenzdelegation vom Departement an eine Dienststelle ausdriicklich vor. Gesuche von
Bewirtschaftenden um die Ausrichtung von Direktzahlungen sind ab sofort an das kantonale
Landwirtschaftsamt zu richten.

Ja, aber zur Neuen Regionalpolitik

Der Regierungsrat begrisst grundsatzlich die Stossrichtung des Bundes zur Neuen Regional-
politik. Gleichzeitig sieht er in seiner Vernehmlassung an das Staatssekretariat fur Wirtschaft
der angestrebten Entwicklung mit grosser Zuriickhaltung entgegen. Sinnvoll erscheint fur die
Regierung die Abkehr von der Ausgleichspolitik hin zu einer aktiv gestalteten regionalen
Wachstums- und Innovationspolitik, ebenso die Zusammenfassung des historisch gewachse-
nen "Instrumenten-Sets" zu einem Einheitserlass.

Die Neue Regionalpolitik des Bundes will weg von der traditionellen Unterstiitzung von Infra-
strukturvorhaben von Berg- und Randgemeinden. Im Vordergrund soll neu die gezielte Forde-
rung von Kooperationsprojekten, Projekten des Wissenstransfers und flr organisatorische
Vorhaben stehen. Gleichzeitig soll das raumliche Einsatzdispositiv der Regionalpolitik verein-
facht und der Perimeter variabel gestaltet werden.

Die Finanzierung der Neuen Regionalpolitik ist angesichts der erst bevorstehenden Volksab-
stimmung Uber den Neuen Finanzausgleich zwischen Bund und Kantonen noch ungewiss.
Gemass Vorschlag des Bundes soll kiinftig auf die Forderung von einzelnen Unternehmen in
strukturschwachen Regionen verzichtet werden. Nach Ansicht der Regierung wird dies zu ei-
ner weiteren Vergrosserung des wirtschaftlichen Gefélles in der Schweiz fihren, so dass fri-
her oder spater neue Ausgleichsmechanismen eingeftihrt werden muissten. Der Regierungsrat
fordert deshalb vom Bund eine klare Prioritdtensetzung zugunsten der wirtschaftlichen Erneue-
rungsgebiete und der strukturschwachen Kantone. Die Regierung beantragt die Prifung von
Alternativen wie die Konzentration der Forderung auf zukunftsgerichtete Vorhaben im High-
Tech-Bereich oder die Einschrdnkung auf die Ansiedlung von ausléndischen Unternehmen.
Schliesslich verlangt die Regierung, dass die Mdglichkeit der Grenzkantone, sich an den Eu-
ropaischen Initiativen zur Forderung der grenziberschreitenden Zusammenarbeit (Interreg-
Programme) zu beteiligen, fortgesetzt und nicht eingeschrankt wird.

Amtsjubilaen

Der Regierungsrat hat Beatrice Okhiria-Nussbaum, Leiterin Waschepool am Kantonsspital,
Katica Buzar-Lucic, dipl. Krankenschwester AKP, sowie Mara Baricevic-Zubcic, Pflegehelferin,
die am 10. bzw. 11. September 2004 das 25-jahrige Amtsjubildum begehen kdnnen, seinen
Dank fiir ihre bisherige Tatigkeit im Dienste der Offentlichkeit ausgesprochen.

Schaffhausen, 24. August 2004 Staatskanzlei Schaffhausen

2



	Personalbestand der Schaffhauser Polizei soll erhöht werden
	Änderung der Landwirtschaftsverordnung
	Ja, aber zur Neuen Regionalpolitik
	Amtsjubiläen



